
46 F. J. Schroif:f' 

Die gemeinwirtschaftliehe Belastung als Pro bIenl 
der Wettbewerbsordnung im deutschen Verkehr' 

- Eine Antwort - . 

Von Dr. F. J. Schl'oiff, Dortmund 

A.ls Na!~onalökonom bef~ßte. ich mic~ in meinem Beih~ag in Heft 3/1956 mit de, -
Elllschrankung der gememwutschafthchen Y,erkehrsbedienung durch die E' ~ 
bahn. In der vorstehenden Abhandlung setzt sich Dr. jur. Gosse aus de ~~elh 
der Bundesbahn kritisch mit meinen Darlegungen auseinander. r lC ll' 
Aus zwd Gründen ergreife ich gern die Möglichkeit zu dner Replik: Z.UlU. . 
setzt sich G. im allgemeinen 1) in dner ,erfreulich sachlichen und unpole.tn .'ell e1'\. 
Art mit den in Rede stehenden Problemen auseinander, die nur zur Kläl:L lSc ~Cl\ 
v,erkehrswissenschaftlichen Diskussion beitragen kann. Zum anderen -e;n1 c. q\ 
eine Erwiderung sachlich notwendig, um Irrtümer zu beseitigen und M. e ' Sc lem~ 
v1erschiedenheiten aufzuklären. ll"lUngs" 

Zunächst zwei generelle Vorbemerkungen: 

a) G. nennt seine.n Beitra~ei~,e Entgegnun? Dabei behandelter aberei'l"le R . 
von Fragen, dte von mIr mcht angeschmtten bzw. ,er nimmt zu Behal.ll;)t-u cih~ 
Stellung, di:e von mir nicht gemacht wurden. Er sprengt damit den Vo n~en, 

, 'gesteckten R.ahmen dner Entg,egnung. In meiner Replik möchte id n 1~1J11. 
darauf beschränk,en, zu den .zentralen Einwänden von G. Stellung zu n.\ mIch 
leinige Berichtigungen zu br~nge~: mich im übrig,en aber zu den außet"h~l:l.bmen, 
Themas liegenden Fragen mcht außern. des. 

b) Zur Begriffsklärung stellt G. seinen Ausführun~en skben "Festpunkt-e« 
Mit $leinen Ausführungen zu den Ziffern 1-.:4 stimme ich im Prinzip .. boran. 
Bei den Pu~~den ? 'ltl1~ 6 g~~,en unsere Auffassungen auseinandet". U ,e:~ei~l. 
abweichend smd die belders~lt1gen Auffassungen nicht über den Inb. IV ollig 
dern über die W'ert.ung der 1m Punkt 7 angeschnittenen Fragen im ~ t, son" 
der volkswirtschaftlIchen Betrachtung. ' '~hInen' 

1) Di<::so Einsdlränkung . i,t l~oLwmd,~? im n:nb!.i,·,k auf die Berrwr]ul(lg von G. 'öuf. , 
wo <Jl;. moino A:ql'umo.~!alI~n"ml'~. ~lcm ,~'lgI~um ,ver,~idl~, Jaß ~I:'() fiir ein".n ,,~achwaltür düt' t S ~ i LI.' 27, 
d~r hmnenscluHahrL y.el~t.U1dlr,dh &01. Ich habe nWUl.e ALUIandltHl" 11'loht als "InLoro'%Ct tlt~l'f"'Sl'" 
gosclIriehen, sondern mit Jer Abs,i,cht, (linon lJ<csc'JI.,,'iJenoll vürkPl~sW':,ssellschafLlichcn AV'::I'lt,(;tel''' 
.. inern zcntralen Problem Jer deutschen V.erkehrspolitik zu lidern. "'1 tl',l<' LU 

Dor gkiche - WtCl ich annehmen möchto ,- Ia ls'Chr) Zll'llgensl<hlag findet &ich anf , " 
Ifi,er sLollt G, der Auffas.s'l1ng neulraler S;zchverständi'ger don "'idürspruch "numcnLlielt S'(~,i te ,W, 
V<::rlrdern der Dinnc",scluffahrt. und J;s Kraftverkehrs, also der ausgosprochon<::n Kotq" VOll dl.n 
"<::ß'ollühcr; ,!"in Vorgang, {!cr mch~ weder Ucberra.sdmng !J<::'rvorruf,cn kann". Din Att~l ltl'l'{)IIZ" 
der Sachv'ol'stiindigell Jer Dnmenschtffahrt und J<::g, KrafLv{)rkehrs werd,cn damit aliso ,als ~'ts''1ttn''el; 
u'whJ"ektiv nic'ht n<::utral abge~tompclt. D;zs .gleicho würde dann auch für dio S;zchv'e,~'l.l'te'I·· ?'I 
, .' ,,' ',' A . 'I f" ,J t'oSl' IS( I, 

(,,:r ~irLsdhaft gvILen, UI? In U!r;n~ '. ~ssc m J Illl, Ue,l! slriHE1g'en Punkton den ?le'~chcn \Vi,l • ;lt1dligeJl 
WI<} dt;) Vortr,eLer de~ ßllI lI?!IIsühlffahrt und des hrafLYerkdm; erhobeI!. Es Ist wohl t ~l'''f>ruch 
zundlln<::n Jag G. dlO Auffa~sunqc.n d'er V'ertmLcr der ßund~shahn in dom SadlV'f~l'. )Il~'}t' 

, " .1' t • " 'I L w: I 1 "l ,. L an-ausschuß g]'~idl,fall~ so gewurUlg WISS'C~ moc I o. i(1S la b Jenn diese HerabseLzung dl'r 1\'1 '~ll'{!'", _ 

LI')r Sac11V'cl'stiindigell, die aus don Krelslcn d;)r "Konkurt'ellz" stammen? '''I tl'Lt~{~:)'1l 

,/ 
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I. Gemeinwirtschaftliche Verkehrsbedienung, 
ein Privileg der Bundesbahn'? 

Die konkreten Zielsetzungen der gemeinwirtschaftlichen Verkehrsbedi:enung 
stehen ,außerhalb uns'erer Diskussion. Für die Bundesbahn' betont G. ülre neu" 
tr,a1e Einstellung zu der FLage der Beibehaltung der gemeinwirtschaftlichen 
Y,erkehrsbedienung. Die übrigen Verkehrsträger vertreten'aie gleiche Auffassung. 
Aber bereits die nächste Frage, wem tatsäch'Iich einc gemeinwirtschaftliehe Ver:: 
kehrsbedienung übliegt, ist umstritten. Die Förderung der wirtschaftlichen und 
außerwirtschaftlichen Ziele, die die gemeinwirtschaftliche Yerkchrsbedien'llng zum 
Geg'enstand hat - vgI. das Ylotum des Wissenschaftlichen Beirats - ist illach 
mciner Theslc im ,Rahmen ihrer technischen und ökonomischen Möglichkeiten 
dnc Aufgabe ,a llie I' öffentlichen Verkehrsträger, öffentlich hier gemeint im 
U ntcrschied zu den Werkverkehrstreibenden. 

Mit dem Hinweis auf die dahingehenden gesetzlichen Ymschriften bei der 
Bundesbahn widerspricht G. nachdrücklich meiner These. Er behauptet nicht nur, 
daß die Bundesbahn allein diese Aufgabe hab ,e, sondern spricht sich sogar 
g le g le:n ,e in le Ye I' t ,e i llu n g dieser Aufgabe ,auf mehr,ere Verkehrsträger 
wiegen des dann "v,ergrößert'en, durch die gemeinwirtschaftliehe Zielsetzung nicht 
begründeten volkswirtschaftlichen Aufwandes" aus. Er fragt nach der L.egiti" 
mation der Binnenschiffahrt und des Kraftverkehrs, die gemeinwirtschaftliehe 
Yterkehrsbedienung als dne ihnen übertragene Aufgabe zu bezeichnen. Er weist 
darauf hin, daß das staatliche Y,erkehrsunternehmen an die Richtlinien der 
Bundesregierung gebunden sei. 

WaS das Ietzter,e betrifft, sü bekommt gegenwärtig z. B. di,e Binnenschiffahrt in 
geradezu klassischer Form gezeigt, wie das auch für privatwirtschaftlich betrb 
hene Y,erkehrsmittel gilt. Aus allg,emeinen wirtschaftspolitischen Gründen der 
Prdsstabilisierung werden der Binnenschiffahrt Frachterhähungen zum Ausgleich 
eingetretener Kostensteigerungen v,ersagt, obwohl das Fachministerium die Berech" 
tigung und Notwendigkeit der Erhöhung anerkennt und die frachtzahlende Wirt" 
schaft der Erhöhung zugestimmt hat. 
Da ,es hier nicht um den Umfang der gemeinwirtsc'haftlichen Y,erkehrsbedienung 
und der daraus resultierenden Belastungen in ihr,er materiellen Höhe geht, sondern 
nur :um das Prinzipidle, können wir uns im übrigen auf die F,eststellu:ng 
beschränken, daß 'es nicht auf Gesetztespar,agraphen ankommt, sondern darauf, 
wie tatsächlich die Y,erhältnisse gestaltet sind. Wozu das staatliche ScIüenen" 
monopol durch Gesetzesvorschriff.en angehalten werden muß - den Verkehr 
in UeberdnsUmmung mit den Verkehrshedürfnissen zu bedienen und auszugestal" 
ten, den Betdeb unter Wahrung der Infer,ess,en der deutschen Wirtschaft zu 
führen - das sehen die priv,aten Ylerkehrsträger als ungeschrIebenes Gesetz, als 
!Aufgabe ,echten Unternehmertums an. W,as würde sich für den Einsatz und 

, bei den Y'erkellrsleistungen der gewerblichen Binnenschiffahrt und des g,ewlerb" 
lichen Kraftverkehrs ,entscheidend .ändern, wenn im Binnenschiffsverkdlrs" 
gesetz und im Güterkraftv'erkehrsgesetz gleichlautende Bestimmungen auf" 
genommen würden? MH der hIer zur Diskussion stehenden Frage, .ob jl1l1d 

inw1ewdt das Gleichgewicht im Y,erkehr zu Ungunsten der B'llndesbahn durch 
ihre Sonderleistung bei der Erfüllung ihr,er gemeinwirtschaftlichen V.erkehrs" 
bedienung gestört ist, ist dn ökonomisches Pl'Oblem zu beantworten, das nun 
einmal nicht - ich muß mich hier wiederholen - mit formal"juristischen 
Argumenten geklärt werden kann. 
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Im wirtschaftlichen Leben gilt ,es die Kraft des Faktischen zu berücksichtigen. 
w'enn der Staat seine Eisenhahn in den Dienst der gemeinwirtschaftlichen Zi:e1" 
setzungen stellt, beeinflußt 'er bei der Interdependenz der Eveise, bei der gegen" 
seitigen Abhängigkeit und Verflechtung auf dem V;erkehrsmarkt auch die Hand" 
lungsweise der gewerblichen V:erkehrsträger, die priv,atwirtschaftlich betrieberi 
werden. Soweit nicht schon die Verkehrsbedienung dieser letztgenannten Ver" 
k,ehrsträger originäre gemeinwirtschaftliche Züae tragen, zwingt der Staat durc11 
seine Tarifgenehmigung ·die Schiffahrt, im Si~ne der geforderten gemeinwirt? 
schaftlichen Yerkehrsbedienung zu handeln. Er wird keinem Iarif zustimmen, 
der den übergeordnet.en Belangen -einer der gesamten Volkswirtschaft vlcrpflic1v 
teten yerkehrspolitik zuwiderläilft. Dem gewerblichen Kraftverkehr räumt der 
Staat Im Fernverke1rr nicht ,einmal eine Tarifautonomie ein. Durch die Bindung 
/der Kr,aftwagentarife an die ,Eis,enbahntadfe werden seine Preise ,automatisch 
über die Eisenhahnprdsfestsetzung geregelt. 

NVenn G. gegen mich die Bemerkung von Professor Most ins Feld führt, ,11ß, 
die Iarifpflicht nur "einem Schwert .ohne Klinge" gleiche, wenn ~die BeförderungS" 
pflicht fehle, so muß ichel'gänzend feststellen, daß diese Bemerkung sich auf 
die Eisenbahn bezieht. Dem pflichteauch ich bei. Nun bestehen aber gewichtige. 
Strukturunterschiede zwischen der Bundesbahn und dem privatwirtschaftlichen 
V'erkehrsgew,erbe, vor allem in ihren Marktformen. Der Bundesbahn, der vom 
Staat dn Schienenmonopol für das gesamte Bundesgebiet (früher Reichsgebiet) 
verliehen ist, 2) die die Probleme des inneren \~ettbewerbs, des Werkverk'ehrs 
auf der Schiene, der Konkurrenz ,ausländischer Eisenbahnen auf ihrem Netz 
nicht kennt, stehen die privatwirtschaftlich betriebenen V;erkehrsträger mit ihrer 
völlig anders gearteten Angebotsstruktur gegenüber. Die hier herrschende inn~re ; 
~onkurrenz, die Konkurrenz des W,erkv,erkehrs, der im Kraftwagenseldor rte" I 
slge Ausmaße angenommen hat, bei der Binnenschiffahrt latent immer vorhanden " 
ist bzw. hier in der kapitalmäßigen Verflechtung mit der verladenden Wirtschaft I 
seinen Ausdruck findet die hinzukommende Konkurrenz der ausländischen Lkw. 
und Binnenschiffe ,aut' deutschem Gebiet macht Mer eine gesetz'1ich besonders 
vIerankerte Beförderungspflicht überflüssig. I-Her ist die staatliche Tarifgeneh" 
migung kein Sc~wert ohne Klinge. " ' 

Der Einwand, die privaten Verkehrsträger 'könnten' sich allen belastenden Aus'" 
twirkungen des Tarifzwanges ,entziehen imd aUe Transporte ablehnen, die für 
sie nach der Tariflage nielü interessant 'erschienen, 'eben weil keine Betriebs". 
und Beförderungspflicht de jure bestehe, ist so theoretisch und steht in einem 
so krassen Widerspruch zu den tatsächlichen wirtschaftlichen Gegebenheiten, 
daß hier,auf nicht weiter 'eingegangen zu werden braucht.' . 

2) Giibo cs Jlocli LiilJd'el'hahnl~n odor würden Priv;ltlJa.JmcIl ülJ{JraU ~gcIasSJ[)ll, WÜru.f) sich die 
WdLIJ{Jwerhslago 1JU ,Guns,ton der privaten Verkehrlilträg'c'T insofern verbess'crn, als durch die dann 
allftrctendo E~s(mbahJlkonkurrcnz der Bundesbahn difo Au;;,'rleicllsmöglichlwiten genomm{)n würden. 
di.oO s!,o jeb,t zur Stärkun.g ihrer ,"voLtbeworhspo"fi~i:OlI (lirnsetz:en kann. Diü Konl~u:renz:-vürde. sich 
/Ii1mhch vor allem auf dlc Verkohrc crsofrcclwn, hOl denen d'lc Bundesbahn zur Zelt Prell/SC erzlClen 

kann, di,a über ihren K05ton lion-en. Ich ne,hmo damit nicht zur Auflockerung oder E:i'nschränkung 
des Schicnenmonopols Stellung, ~lÜndorn möc'hte nur lJeiwm, wie hierdurch die Ilundesbahn in i,lu,,:r 

, "VcttlJ{Jwerbspos~tilon bcgürJ;sti,gt w.i.rd. "Vegen d~r an.ders ~car~e'f.en Angehot;stru~tur haben die 
privaf.en Verkdu'.Strän-er derarti,lYo AuslYleic'hsmüg1LChkmtcn, W,ß S!C auch als Muttn! Im "Vctthcwcrh 
henut7JCn könnton, in~ allgcmoirJ~n nic1~."Vo in Ausnahmcfällcn dio entsprechenden ökonomisdwu 

Voraussotzungen gegoben sind; hedürfon mügJ.idw intcrnro oder cxterno FrachtenausglP.lichska~s<~n 
der ausdrücklidien sta,atlichcn Genehmigung., Niemand ist dahoi ein größerer Gegner derarl1{jef 
Kassen als di,) Bundesbahn. 

I 
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Unhaltbar sind die Ausführungen von G., daß "das Vorhandensein und der 
,Wirkungsgr,ad der meisten Binnemvass,erstraßen" die gemeinwirtschaft1ichen 
Zielsetzungen (raum" und gesel1schaftspolitischer Natur) zu fördern nicht geeignet 
seien, sondern ihr wegen ihrer .allg,emeinen Ballungstendenz'en lentgegenständen. ~) 

Sie sind aber auch wenig durchdacht, weil der Staat selbst ja die W,asserstr.aß.en 
haut und ausbaut und doch nicht unterstellt werden kann daß der Staat Maß", 
nahmen trifft, die seinen ,eigenen Zielsdzunge~ zuwideriaufen. Die dcutsch~ 
W<lSserstraßenpoIitik steht im Dienste der Zielsetzungen, die der Wissenschaft" 
liche Beir.at als für die gemein wirtschaftliche Verkehrsbedienung in Deutsch" 
land cha.rakteristisch bezeichnete. An ,einer Unzahl von Beispielen könnte 
demonstnert werden, wie hei \X':asserstr.aßenbauten, die aus v'erkehrlichen Grün", 
den ,erfolgten, ger.ade dk r.aum" und gesellschaftspolitischen Gesichtspunkte eine 
entscheidende Rolle spielen.~) 

H. Die Belastungen als Wettbewerbsproblem 

d~ie ~it Bbdastu?gen verbund~ne gemeinwirtschaftIiche Verkehrs bedienung durch 
l'e Elsen ahn Ist nach meiner 11h . F d b 'b d . . Y k hr d ,ese zu lell1er ;rage ,er Wett ewer sor nung. 

,1~lt' ,ere . geworen. Ich sagte allgemein und damit für je'den Yerkehrs.trä;g~l' 
gu Ig: 

dEs ~htd~rud' °db uhnd inwieweit dne volk~wirtschaftlich sinnvolle Ordnung 
'~s ,ere rs ' a urc lerschwert wird, daß d.er eine oder andere Verkehrs" 
trag,er per saldo - also unter Berücksichtigung aller V,orteile B " f 
'lind Befreiungen - im unterschiedlichen Umfange ~_ tl.'h egBunls Igungen 

t l' t d cl 1 11 ' . SLda IC eneastungen 
uner leg. .un .' urc 1 so c le Ma.~~ahn:en in seiner Eigenwirtschaftlichkcit 
und damIt ll1 semer Wettbewerbsfahlgkelt gegenüber andel'en y,e k h tr" 
b . t " 1 t' t . 'J " r e rs agern ,eell1 rac 1 Ig Wlfu.· , 

~ac11 G. :ist~as Problem so nicht richtig gestellt. Er versieht 'es deshalb ~it 
emem Fragez'elchen lind macht grundsätzliche Vorbehalte gegen die Einbeziehung 
Von Konkurl'enz" lind Wettbewerbsüherlegungen. Seines Erachtens wird die 
F~,age zu unrecht auf die Auswirkungen i11 dem internen Bereich der Verkd1Ts", 
wlrtschaft ausgedehnt. Nach ihm handelt es sich hierbei. um ein Nebenproblem. 

3) Hahon denn nicht di,o Ilicdrigen Auslwhmct,wife der Bundesbahn ,in Ge!>vc(,cn des dichten Ver- / 
kdlrs und paraJld lJur "Vasserstraßü di,o gleicho hallende "Virlwn"? Hahcn nicht d' E' I 1 
als silO don ~erkehr von dor Landsf!raße vCI'drän<rLeJl. hoi ihre~' nichi fla"cl' l·o"lllrl,.I[';. I;;en]<, llllCn, 
I
" "[1' 1T • ) b ' I a Jlgen, Süll( ,erJ] 
l.ntnIIl~ JIg~n flrl~de!lr$Ee,~schlllcIIJung zusmnmellballond Il'ewirkt? Ist 'n,i:chL der Kraftverkehr s"hr 

Vlü gec'Ignre ßr a,~ IfO < lIs,en Ja III lJllT flächc>nmäß:igell Ersc111:tCf~ulIg schwach hesiedelter Gebiel,i;> 
1) Jeh darf den intcrcssi,erten Les,er in dies'em Zusammenhang all' lrl·O'I·'lle Ahlla'I"l 1 . . r . ",. . J... U ullgen unWl'lsen, 
(I,f) ~Ich pe~ad() nllt I d!cs,er 1< unktIOn der "VaisscrS'!mßen und der IltiIllll'nschiffalu,t hefa"sen Ilnd 
~lah~1 ~.u'fzelgen, dalJ III De~Lsehland all? "Vass,ershJaßen ,ihren Ursprung ulld ihre Begründung 
1Il hr~vagungen s!aafs- und Wlrtsdlaftspohflscl!er Ar! halJen und kninc 'Wasserstraße gclJaut wurde 
um emcr Un.~cr~,ohme~gruppc die. MÖq'l/icllke'iL zu geheII, durch Kapitnlanlagfr in Binnenschiffer: 
neue und zusatzhehc ErwerlJsmüg1,'Chkol,Len zu schaffen. VgL hi<:.rzu: 

!)I'. Fmllz ~. Sehroiff:. "D!'.fr SLel1ung der Ilillnc:n~'chjff;]qll't in der delltsc1lClI Verkclirsordllllllg" 
I,n "In!ernahonal~)s ArclllY fur Verl(c.hrswc,~en", Jg. H)5'1, S. 21ff. 
D'e!'s.: "D,i;e .verkcl.lrswi'r!sdlaftlicho IledfruLllng der westdeutschen Kaniilo fiir das Land Nordrlwin­
~':'cs!falen I.n "DlC wcstdcuts'chen"VassersLraßen, Aushau und Verkehr" lIeft 2,1 der Verkehrs­
"nss,cmehafthchen Veröffentlichungen des lIlinis<!el1:rums für "Wrlschaft :md Vel'kehl' NOI·drllC'ill-
1VCSl.fa].cn, Dros'te-Verlag, Düsseldorf. 

l)crs.: "Die verlcchrswirtsdlaf!li.c1lO Iledeuturl" d<:s Dortmuml-Ems-Kanals für das Hllhrgebiet". 
I:dt 3D des 'VisscIlSchaftJ.ichen Vereins für V~rlwhrswescn e. V., Essen. 
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Ich bleibe bei der Mreinung, daß ich mit meine:- Fragestellung das ,zentrale 
ProbLem angeschnitten habe. Hier liegen also kellle graduellen, sondern gant 
grundLegende Meinungsunterschiede v'Or. . 

Wie haben sich bei der Eisenbahn d1e Y.erhältnisse .entwic~elt? Ei~e gemeinf 
wirtschaftliche Verkehrsbedienung gibt ,es hier mindestens seit der Zelt d

l 
er V.e~f 

staatlichung der Eisenbahn im V'orig,en Jahrhundert. Der Staat stel te seine 
Eisenbahnen in den Dienst seiner gemeinwirtschaftlichen Zielsetzungen du:ch 
seine F'Orderungen in bezug auf die Gestaltung des Bahnnetzes und durch ~ebne _ 
Forderungen hinsichtlich der Bedingungen (Tarif", Beförderungs" und ~etr~e s" 
pflicht), zu denen sie ihre Y,erkehrsleistungen zu ,erstellen haben. ~elt d.r-eser 
Zeit gibt ·es auferlegte, mit den -eigenwirtschaftlichen Ueberlegungen lmd~l~er", 
spruch stehende Belastungen. Zunächst wa~en ·es nur Belastungen,. le, en 
Gewinn schmälerten. Solange die Eisenbahn im L.andVierkehr de facta ·em M'Ono" 
pol besaß und bei aller gemeinwirtschaftlichen Betätigung noch große Ueber.. , 
schüsse ,erzielen konnte, sprach niemand v,on gemeinwirtschaftlichen Belastu~g.en. 
Die Binnenschiffahrt mit ihl1er Betätigung in dem relativ ·engen Raum lhrer 
Wass·erstr.aßen störte die Eisenbahn in ihrer gemeinwirtschaftlichen Verkehrs=< 
bedienung und in dem Tragen der damit verbundenen Lasten n.icht. 

Ein Problem der gemeinwirtschaftlichen Belastungen der Bahn, das den Bundes=< 
v.erkehrsminister v.eranlaßte, :einen Sachverständigenausschuß mit der Unter .. 
suchung des Tatbestandes zu befassen, um hiemus verkehrspolitische . Folge" 

- rungen ziehen zu können, gibt es doch ,erst in der Gegenwart, .ttnd zwar mf.olg·e 
der mit dem Auftl1eten des neuen Y.erkehrsträgers Kraftwagen im Verkehrs!.< 
s:ektor zu Ulngunsten der Bahn ·eingetr.etenen Vieränderu,ngen ihrer Wett" 
b ·e w ·e r bis 1 a ge. 

/W,enn die. Bundesbahn bei jeder Gelegenheit auf ihre gemeinwirtschaftliche~ 
Heiastungen hinweist, so geschieht 'es doch immer im Hinblick auf :die .mlt 
solchen Belastungen verbundenen Sonderleistungen, die nach ihrer Anslcht von 
ihr und ,eben nicht v'On ihren Konkurrenten auf dem Y,erkehrsmarkt ,erbracht 
werden.' Deshalb legt man auch gerade bei der Bundesbahn auf die F.eststellu~g 
der Einseitigkeit der Belastungen so großen· Wert. Man will damit doch aufem 
U n g l·e ich g.e wie h t, auf eine günstigel1e -Lage der K-onkurrenten hinweis·en, . 
aus der bestimmte P,olgerungen gez-ogen werden sollen, -mit dem Ziel, das Un" 
gLeichgewicht zu beseitigen. W'er bestr.eitet, daß ·es sich Mer um ein Wetthew~~rbs", 
probLem des Y.erkehrs handelt, 'erk,ennt nicht die ökonomischen Zusammenl1ange. 
Das W,esen der gemeinwirtschaftlichen Yerkehrsbedienung ist -ein Ausgleich der 
Y,erkehrslasten in ·einem v,olkswirtschaftlich 'erwünschten Sinne. Heute ,geht es 
um die Fr.age, inwieweit die Bundesbahn zur Errreichung dieses Zieles eingesetzt 

. 'w·erden kann. Sie kann ,es nur im Rahmen der bei ihr vorhandenen lAuS-" 
gleichsmöglichkeiten. 

Durch -eine differenzierte Y,erteilung der hohen fixen K'Osten wird ein K-osten .. 
ausgLeich hetrieben, durch ,eine differenzierte Preispolitikein Erlösausgleich. 
Einnahmeschmäl·erungen auf der ;einen Seite stehen Mehreinnahmen auf der 

(anderen Seite gegenüber, den Unterk-ostentarifen einersdts Ueberkostentarifie 
andererseits. Die gemeinwirtschaftlichen Belastungen werden in dieser Situatio.n 
gar nie h t v 10 n d 'e r Eise n b ahn seI b s t g 'e tr a gen, sondern Sl,e 
wel1den von dies,er auf diejenigen Eis1enbahnkunden abgewälzt, die sich di,eser 
Mehrbelastung nicht entziehen können. Die Eisenbahn ist hierbei nur da s 

! 
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I ri. s tr III m·e nt, dessen sich der S~aat bedient, um einen ihm volkswirtschaftlich 
erwiinschterscheinenden Verkehrslastenausgleich herbeizuführen. 

Ich vertrete nun den Standpunkt, daße~ gemeinwirtschaftliehe Belast~ngen für 
die Bahn, die irgendwie ein Störungsfakt-or in der Verkehrsordnung sem un~ zu 
:Wietthewerbsverzernmgen und "verfälschungen führen könnten- also zu cu:er 
Ungleichgewichtslage - solange nicht gibt, als die Eisenbahn in der Lage :~t, 
die gemeinwirtschaftlichen Belastungen in ihrem internen K'Üsten" un.d Er1?s~ 
ausgleich aufzufangen, ohne also ihre Gesamtkostendeckung, 5) ihre Elgenwlrt~ 
schaftlichk-eit zu gefährden. 

'Dadurch; daß die Bundesbahn von diesem idealen Zustand weit ·entfernt ist l' 
ihr i n t ,e r ne rAu s g le ic h n ich t me h l' f'U n k t i '0 nie r t, nur dadurc 1 

gibt ·es üherhauptein Problemcinseitig'er gemeiriwirtschaftlicherBe1astungen 
der Bundesbahn. 6) -

Mit 'dem Auftreten cles Kraftwagens k'onnte die Bahn nicht mehr den .!_a~ld~ 
v,erkehr in dem früher'en Umfang beherrschen. Ihre Preisdifferenzierungsmogh~h" 
keHen und damit ihre Ausgleichsmöglichkeiten wurden begrenzter und Ihr 
Betätigungsfeld ·eng,er. Durch beides wurde sie nur in ·einem geringeren Maße 
als Instrument für den Y,erkehrslastenausgleich tauglich. \'V,enn die Bundesbahn 
nicht dauerhaftdefizitär bleiben $lall, dann müssen wegen der verringerten Aus" 
gleichsmöglichkeiten unvermeidliche verkehrspolitische K-onsequenzen gezogen 
werden. Ich sehe diese in der notwendigen Einschränkung der gemeinwirtschaft~ 
lichen Y,erkehrsbedienung durch die Bahn und damit in einer Begrenzung ihrer 
gemeinwirtschaftlichen Belastungen auf das nunmehr zumutbare Maß. 

Um ,aufzuzeigen, in welchem Ausmaß die Ausgleichsmöglichkeiten der Bahn mit 
dem Auftreten des Kraftwagens in seinen vielfältigen Erscheinungsformen - des 
Nahv·erkehrs, des Fernverkehrs, des Werkverk·ehrs - eingeschränkt wurden, 
habe ich auf die von -der Bah'n seit 1926 im RlegeItarif getroffenen tarifaris:chen 
Abwehrmaßnahmen dem neuen \yr·ettbewerber gegenüher hingewi·esen. 7) Neben 
den Mengenverlusten bei den hochwertigen Gütern mußte die Bahn ihre Tarife 
in den 'Oberen Klassen systematisch abbauen und die Frachtspanne zwischen 
den 'Oberen und unteren Tarifklassen verringern. Dadurch, daß die Bahn neben 
der Nachfrageelastizität nunmehraucn die SubstitutionslClastizität berücksichtigen 
mußte, schrumpfte ihre' T arifdiff,er.enzierungsmöglichkeit im R,egeltarif auf die 
Hälfte zusammen. Ohne das Auftr,eten des Kraftwagens hätte die Bahn heute 
auS dem &egeltarif mehrere 100 Millionen DM Mehreinnahmen. Deber das neue 

. Verkehrsmittel 'entzog sich -ein T-eil der in dem internen Ausgleich der Bahn 
. M·ehrbesteuerten" diesen zusätzlichen Belastungen. . 

~Iierauf geht G. nicht weiter ein. Er weist statt dessen darauf hin, daß ~an .für 
die Beurteilung der .effektiven Preisdifferenzierung, der DB den RegeltarIf mcht 
allein betrachten dürfe. Die allgemeinen Ausnahmetarife 'erweiterten die Klassen" 
staffel nach unten und müßten in das Frachtspannungsverhältnis mit .einhezogen 

-------.-.. I " " .... 'h m TIetriel, 
5) Ei!lschheßIr~h der h.aprtalkosten und olner nng<'mess·encn ltendllo fur Jas In I rc 
arlwilüllJe Kap.ta1. . -. . 

. . . I f!' ! V I " . I J' I' P Llerrl J,,1' VerkehrsorJnung ti) TIpi der gemcIlnvlrlse la t 'je Icn -Cl' 'C'llrs ,e 'leIHvn" a ~ e-mc-m ro c • k 
~ . . I . G' ]' I . 0.." • J'c mi'tcJba"1cn Auswll" lIng-er~, geht ,~s rmr mert - wie . lrrlürn IlC I UIl'll/:anmt - pl'lmal um I' " . J" P 1 (, 

dir' b<.'i elen konkurri·erßnden V-ork·elrrs.lriigorn auftreten können. Das -i:s,t nur das· sekun are rOJ cm, 
das primäre sinJ Jie Auswirkungen auf dia WieltbcwcrLs·],ug'c der BUlldeshahn sdbs~. . 

'1 AI 'C· . J 'I 1"" 3 . ,- ,. I t· te J\'Taßnuhmo In ewer KeLLe 7) Di" von G. erwü lllle ltal'U:.HorU'llg 1J~ air? iJ'l; .L5" nur t.lIO '0 z 
vorangegangener Maßnahmen nut der gleIChcn Zrchelzung. 
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werden. Dieser Auffassung stimme ich voll zu. Jedoch ist damit nichts gegen 
meine These von der verringerten PreisdifEerenzierung und den damit vIerrin" 
gerten Ausgleichsmöglichkeiten gesagt. Wenn G. darauf hinwdst, daß die Fracht" 
spanne zwischen der Klasse A und dem niedrigsten allgemeinen Ausnahmetarif 
heute immer n'Üch' 100 : 23,9 betrage, so müßte I~r in F.ortsetzung meines Gedanken" 
ganges weiter folgern, daß, wenn nicht zwischenzeitlich mit Rücksicht auf die 
Kraftwagenkonkurrenz die 'Oberen Tarifklassen systematisch abgebaut worden 
wären - die Tarifklasse A heute nicht bei 100, sondern über 200 läge. 8) , 

; 
Im übrigen liegt die von G.angeschnittene Frage, ob VIDn der Bundesbahn "an" ': 
gesichts der revolutionären Veränderungen der technischen und ökonomischen 
VI~~hältnisse im .,verkehrswesen" nicht die Frachtspanne von 100 : 23,9 über" 
p~uft .werd~n musse, g.enau in der Linie der v'Ün mir wegen der veränderten 
SituatIon fur erforderItch gehaltenen verkehrspolitischen Konsequenz,en. 

1 

I III. Die Anerkennung einer gemeinwirt~chaftIichen Belastung 
als Wetthewerhshehinderung I 

. ) 
C?~un~dlegende ~e~mmgsverschiedenheiten zwischen G. und mir bestehen hin" I 
slchtItch der Pramisse für die An ,e r ke nn u n g der gemeinwirtschaftlichen . 1 

~elas~udgen. 9). Di~ P~ämisseder Einseitigkeit und der Unzumutbarkeiterkennt 1 
I . mIt.' tm Hmweis ~Icht an, daß diese mit der Existenz duer gemeinwirtscliafi>< ! 
.ast lllC lts zu tun hatten. Darin hat G. durchaus recht. :0) 1

1
" 

H) Nach G. heträ"t dio Fracht., . • '. I ..' \ 
!lahmel' 'f 100' 239 r" , S1'al,1I10 ZWLIC I·cn der KI. A und dem nicdr'gsLcn allgcmelllell .i Us-
YOll 28

a
D:O

I 
. ;, 'I t' 'ur omD Entfornung von 200 km steht damit IYin{)m Frachtsatzbei KI. A j 

, "'!lI .'rac 1 satz des IlJi'ed,,·,,·' l1 ' \. a1 'f G 80 D'I "J ) 'Vährc ld d. T 'E' I .Io"kcn a gerrIlClmen "usa nnetarl's yon, "geganu Je1'. 
hei 9G{ r. ~r r an dU( 'e,f, ~'e: untersten Hcgelldassl" und der davon .abgdeiteton Ausnahmetarif" 
1\:1 G I "I~tg, !egb trd a~8ndIYx der KI. A <lber nur boi 120. Beli dem gh,,'iehen Tarifi.ndcx deI' 
sr)~nnunlgas"IY 1'Ü~,rllt . 11' , jütr 1 . A heute nicht 28,50, sondern 59,50 DM zu zahlen. Das Frachl.-
~, ror la nlSJ Slte 1 a so so aus: 

Klasse A olm'Ü Kraft- Klasse A niedrigster allgcm. '1 
wagcnkonkurrcnz heute Auslwhmelarif \ 

Frachtsal;' , 
Index 59,50 28,50 6,80 I1 

Jmv. ig~ 100 23,9 
9) D "1 I I 11,4 as u Jerr.ase It S,G Ion insot'ern al' "I \.., .. I 1 I . j 
Sachverständigcnau cl ß E' . k ", s, U JOt' l'ue vle'!' VOll nur gmlanutcn Pränb15Sen a 5 so C \() '111 I 
kann, MeilH1'I1IY sv'Ü s~l :u, 'I' Il~'lg . ['11 t hort'seht,e,' wie man auf Soi.Le 8/9 des Gutachlens nac.hlcsel1 

o rs neU!en le'tLen lürrscht '.' \. I ß d 1 I' . I G ) 1 mir - darüber wekh. 'r lI" ,.. 'eH m ucm , us's'e 1U - un aue 1 l1er ZWISC len . une 
, c a Jestand" -erfüllt . " I' I' . I V t 1 s,cg'ehcn anerkannt \V<erden. se'Nl InUstS'C'ß, (:aml1t lllÜ üll1Ze nen orauss-e Z'l~ng~n a g J 

Bei der V,erkehrshodi'enung wer!. F' 1 . '. ., ' . 11 

bed'ienung können unt'er Umständ ~n ~ll~lla }men ermdt. 1\111. Il1~ncr gcmmnwlrlsehaIthch"n Ver-
ooLroffenen V'Ürkehrs,träfY' I D jon zusatzheh. c K.osilen verbunden s·ein. DilCse worden VOn dem 
D '.' V ocr aSe aSll.ung cmpfund el u<3r crk{)hrsbcdienung werd E' . en. 
kehrshcdienung können u t i;n :,lunahmen crzilCk Mit 'Ü,iner gemeinwirtschafllkhen Ver­
werdcn die&c von der B ' '?':b

r 
h mS

I
'land<YIl E."i'nnaluIl{)scInnälocrungen verbund~'n süin. Nach G. 

unu·es a n a s' Dela·t f d .1 • I . SclnIliilürung des Gewinns 1 d I I' s ungcn emp un en, sogar uann, wenn es sIe I um ell1e 
also yoll gCllcckt werden. lan e t, ll,e Kos·lcn der bctroHC'nden gemcinwirtschaflliehpn Leistungen 

Es kann sehr strittig sein, ob rn r " S " . ,. 
die so' 1){)<Yrenzt s;nd daL' I' V \JIIliO chma1crung des Gcwll1ns und ob man Emnahmcvoduste 
Li()islU'ngCl~ nicht gefährd" t l ~:t °1 (oIsltendeekung der. in Hede stehenden gcmoinwirtschaftEcllen 
C' Il t e IS, a s, lüJ.USlLun<Yo'lI be2Je'lc1men kann ohnD dem Dügl1iff allzu~chr ..J'(}wa anzu uno C " • 

Geht man aber di,c&en "Veg - d·. D .. 1 I ,. 
ihn hesehr'tl' . f' He unucs lahn und auch d'cr Sachversltänchgenausschuß habcll 
Verlcl;rst ~, en - so lIlU" ma,~, wlenn es gill, die gemeinw,irl&chaft1ilchen Belaslungen des anderen 

.' 'I ragelrs. zlu ekr as·se?.' UlIC g eichün Maßstäbe anlegen, Nur wenn man Ver,,<YllYichbal'cs mit-
cmanl er vcrg ,me II arm UJ{) Fragn I . E'" " k' I B 
.' 0 l 'Cl ,msl['lf",g clil leI' clastungün hC<lntwortct werden. . 
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Es geht ,aber gar nicht 'um 'die Feststellung ,einer gemeinwirtsthaftlichen 
Last schlechthin, sondern es geht um die Anerkennung solcher gemein" 
wirtschaftlichen Belastungen, die eine Behinderung I der Bahn in ihrem 
Wiettbewerbsverhältnis zu den ,auder'en Verkehrsträgern darstellen. Dabei 
sind dLe Prämiss'en "Einseitigkeit und Unzumutbarkeit" genau so wichtig 
und notw.endig wie die Prämissen "Gegensatz zum dg~nwirtschaftHchen 
Interesse" und "Unmöglichkeit, sich von der von ,außen auferlegten Last 
freizumachen", Diese MlCinungsverschiedenheit hat wieder den gleichen Ur" 
sprung. G. sieht das Problem nicht als. ordnungspolitische Frage, des V,erkehrs. 
Vorab giltes,eine irrtümliche .Auffassung von G. zu beseitigen. Die Prämissen 
für die Anerkennung von gemeinwirtschaftlichen Belastungen gelten natürlich 
für aUe Verkehrsträger in der gleichen Weise. Die kritischen Bemerkungen v'Ün 
G., die zum Inhalt haben, ich würde unterschiedliche Maßstäbe anlegen, 11) sind 
damit glegenstandslos. 
Eine volle Uebereinstimmung mit G. besteht nur hinsichtlich der ersten Prämisse, 
daß die als Last empfundene Leistung nicht aus dgenwirtschaftlichen Motiven, 
sondern le!).tgegen den ICigenwirtschaftlichen Interessen 'erbracht werden muß . 

Dagegen interpretiert G. meine zweite Prämiss,e in einer Weise, die mit dem 
ökonomischen Pmblem, das zur Betrachtung steht, nicht vereinbar ist. Bei der 
gemeinwirtschaftlichen Belastung als 'einem Problem der Wdtbewerbsordnung 
haben wir 'es nun einmal mit ökonomischen Daten, mit Preisen und Kosten zu tun 
und nicht mit der Frage, ob eine Leistung aufgrundeiner staatlichen Auflage, 
eines Gesetzesparagraphen ,erstellt wird oder nicht. 

Ich hätte meiner These, daß im W,ettbewerb .11lein die de facto"Wirkung und 
nicht die de jure"Vlerpflichtung~aßgehend ist, nichts hinzllzufüg.en, wenn nicht 
G.behauptete, daß diese These im Widerspmch zu der Prämisse 1 - Gegensatz 
zu dem .eigenwirtschaftlichen Interesse - stünde. Hierin liegt aber kein Wider" 
spruch, Dieser liegt vielmehr in der unzulässigen Auslegung und Anwendung 
des Begriffes ".eigenwirtschaftliches Inte11esse" durch G. 

Dm mich nicht zu wiederholen, darf ich versuchen, dies an dnem I, Be.isp;ie& 
zu ,erläutern. 

Ich unterstelle, daß ,es keine Wdtbewerbsvlerfälschungen 'Und keine Verzerrungen 
in der volkswirtschaftlichen K,ostenrechnung im V,erkehrssektOl: gäbe. Der Ver" 
kehr zwischen zwei Vlerk'ehrsgebiden würde von der Bundesbahn und einem 
priv.atwirtschaftlichen Verkehrsträger zu. Bedingungen bedient, die beiden Ver>< 
kehrsträgern die Vollkostendeckung, also ,einschließlicheiner angemessenen &en" 
dite für das investierte Kapital ,ermöglichten. Aus rein politischen Gründen würde 
nun der Bundesbahn die staatliche Auflage 'erteilt, ihre Frachten zu senken. 
Die Bahn müßte ,als.o unter Zw.ang und entgegen ihren .eigenwirtschaftlichen 
Inter,essen den V,erk!ehr jetzt zu Unterkostentarifen durchführen. Es wäre also 
für die Bahn im Ausmaß der aufer1egt~n Tarifs,enkungeine gemeinwirtschaftliche 
B ,e 1 a s tJLl n g g le g e b ,e n. 

üb ,es dne an z u ,e l' k ,e n n ,e n deeinseitige Belastung ist, hängt davon ab, wie 
die V,erhältnisse für den privatwirtschaftlichen Verkehrsträger heeinflußt wlerden. 
Aus der Interdependenz ,aller Preise, .also aus einem ökonomischen Zwang, muß 
auch ,er seine Frachtcnentsprechend senk,en. Auch er muß Unterkostental'He 

11) 'So Z'. D. bci dc'n Ausglcidlsmüglic.hkc.illYn 
(sichd Sellc 38). 
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,-,_,,-,O'>-~,=":: '""c~ 

.'.1 

ir: Kaufn~hmen, wenn 'er den Verk h '. -
nlcht v,erheren will. e l' und damit seine Betätigungsmöglichkdten 

bN~cdh G. liegt dann bei der Bahn . ' , 
Cl 'ern IJl'ivat . t 1 f 1 h' < 'eIne gemeinw' t h' f l' 1 I 13 1 . .~VI~ sc 1.1 t ic en Verkehr" ,~r Sc a t IC le Be astung Vlor,: 
e astung Im ubhchen betriebswirt h sfttrl~gler nu:eme "reineigenwirtschaftliche 

W I 1 sc .1 IC len SInne" 12) 
. e s 1.1 I b sloll nun bei ,de St . . . an k t m aatsmsht t· . ' 

b,er ann werden, bei dem privaten Y I llleln:. gemeinwirtschaftliche Belastung 
.1 .er nUr deshalb nicht, weil ,es kei ' ,ene lrstrager für den. gleichen Tatbestand 
dIe Beur~eil:ung der ökonomischen rw~rfesetzesparagraphen gibt? Kommt es für 
steht allel111m Mittelpunkt der gemei .. ~ng auf den Verkehrsträger - und diese 
problem - nicht allein darauf an ab IWlrhchaftlichen BelastunO' als W·etthewerbsf 

rirkung Belastungen entstehen 'die .e u~'dlenselben Anlaß u;d mit der g1eichc:n 
nteressen stehen? ,Im 1 erspruch zu deneigenwirtschaftlichen' " 

Hkr ,entgegnet G d f') -' i ls' , " . nun, ' .1) diese Tarifer "ß' ' , 
a ßgeme111wutschaftliche Belastung , . I t ma Ikgung des privaten Y,erkehrsttägerS 

k
".auerhalb s. einer dgenwirtschaftll'chne

1c 
lU abner

l
, annt w,erden könne weil sie nichtS 

une "d ' ,n e 'Cl' eg" ' ! . : nzgrun en - ,als,o quasi freiwilli ungen stünde, weil ,er aus Ko:n f I 
v'erher,en, dk TariEermäßigung .mitma h'~ -, eben um den Y,erkehr nicht ,zu 1 

c ... , 1 
Gehen .. 

, WIr 111 unserem Beispiel noch einen S h." . > • , 

in dIe .Bahn soll dne so radikale Prachtse I c uttdwetter. Die staatliche Auflage 1 I er p1'lv
h
ate Y,erkehrsträger ,eine soo weit nh(u1 er Bahntarife beinhalten, daß' i 

(anEn, dO ne den Konkurs erklären zu m ~e en ,eNErmäßigung nicht mitmachen ; 
zu 'n e gedacht I d < ussen.' ach G ., d 1 t "b . . ' - auc 1 ies noch mit den !Ci . . wur e - wnseqluen 
~ er~ffsttmmen bzw. nicht außer halb dies l~enwlrtsc~aftlichen U eberlegungen 

egn . e kann der Klärung der Zusammenh" legen: Eme solche Perversion der 
d~s p1'lv,atwirtschaftliche Denken das mir Gange r:~cht dienlich sein. Nicht nur 
fange a~IS, sondern jede national6konom' h' '2}r~a1t, schließt solche Gedankenf 

assung Ist nur ,erklärlich aus der Situatio~scl e S ,e erlegung. Eine derartio-e Auff 

innigen Verschmelzung mit dem St t C cis , t.aatS'unternehmens das ,au~ seiner 
Y,erk:!lrswirtschaft zukommt, nie in adie l~~ sl~nem Gewicht, d~s ihm in der 
zu mus~en, das nicht wie ein Privatunte < gf "Ommen kann, Konkurs machen 
Z~l verheren, weil es immer mit staatlich~ne lmer ~.efahr läuft, seine Existenz 
d~? Bahn ,au,s Wirtschafts", staats uhd weh l' I!~lterstutzung rechnen kann, weil 
standen erhalten bleiben muß. r~obtJschen Gründen unter aUen Umf 

Diese.s ~~ispiel dürfte wohl z'eigen, daß . .. ' 
unfr,eIwtlhge, von außen her ,auferle t L man l11cht dle zweite Prämisse - di>e 
m~chen ka~ll1 - so eng auslegen dar1 edaßst, v'fn der"ma~ sich selbst nicht freif 
mlt "staatlicher Auflage". Die G" , t "au, erlegt gleIchgesetzt wlerden muß 
spr1echende Handlungsweise verIan ,e sie z.'e die s M a r k t ,e s , die die ,ent" 
[' . 1 b . ',gen WIegen ge D" I,erner g. ezelgt 1a. en, daß die Eins 't~ k ~" . naUSO.as Beispiel dürfte 
. t k "eI Ig ,eItel11e une I"ßI' h V; \ 1S , wenn man .anzuer ennende gem<ei 'rt h f' l' r a IC e oraussdzung 

nwl. sc .1 t lche Belastun f 11 '11 
Die Prämisse 4 Unzum'utb k't d B'l ' ,geneststee.n WI . 

, '" .11' Cl ' ere astun e" k ' 
nicht an, daß sie im Bereich der praktisch' V g r ,erennt G: mit dem Bemerken' 
schaftlichen Erörterung weitgehend ent ~ner (e.hrspolitik läge und der wisselv' 
Apffassung, daß ,es gerade Aufgabe derz~~en seIh', D

f 
,;mgegenüber bin ich der 

p . ". I' I' d NlSsensc a thchen Er" t .. ramlss,ea s rIC lÜg 0 er falsch zu 'erkennen 'u b' 01' erung 1st, 'eme 
. nsere ° 1ge P'eststellun9, 'daß .:. 
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·es in früher,en Jahr,en ,eine gemeinwirtsch~ftliche Y,erkehrshedienung gab, 'Ohne 
daß man dn Problem der gemeinwirtschaftlichen Belastungen im heutigen Sinne 
kannte,eben wdl ,es damals nur zumutbare Belastungen gab, zeigt die Beredl" 
tigung dies,er Prämisse. 13) , 

G. wehrt sich nun dagegen, daß bei der Eisenbahn bei der Prüfung der Zumut" 
barkeit ,auch die Möglichkeiten ihres internen Ausgleichs berücksichtigt werden 

. müßten. Damit verkennt er das W,esen der mit Belastungen verbundenen gemein" 
wirtschaftlichen Y,erkehrsbedienung ,als Ausgleich von Verkehrslasten in einem 
volkswirtschaftlich ,erwünschten Sinne. Nur solange ,eine Ausgleichsmöglichkeit 
vorhanden ist, kann dn Ausgleich betrieberi wer'den. Ohne Ausgleichsmöglichf 

keiten gäbe ,es für die Ei~enbahn - und das Gesagte gilt entsprechend für jeden 
VIerkehrsträger - nur unzumutbarle Belastung,en, die sich als rote Ziffern in den 
Erf,olgsDechnungen niederschlag,en müßten. Andererseits gäbe 'es -entgegen der 
Auffassung von G. - unzumutbare Belastungen nicht mehr, wenn die volle 
R'entabilität des Unternehmens gegeben ist. Die Schmälerung eines sonst dar" 
über hinaus ,erzidbaren Gewinns kann zwar von dem Unternehmen als Last 
empfunden werden, sie kann Jedoch niemals als ,eine ,einseitige und unzumutbare 
Belastung in dem. zur Debatte stehenden Sinne anerkannt werden. 

I?kse . Berücksic~1tig~ng der internen Ausgleichsmöglichkeiten gilt sdbstverstärid" 
h~h mcht ~ur fur die Bahn, sondern für jeden Y'erkehrsträger, der' dne gemein;:: 
wlrtsc~afthche Y,erk!ehrshedienung betreibt und in del1en Auswirkung gemeinwirt" 
schaftllche Belastungen rm Sinne 'einer Bednträchtigung .seiner W,ettbewerbs" 
lage anerkannt wissen möchte, wie ,es die Bahn für sich bean~prucht. 

Es müßte unstrittig sein, daß man die in Riede stehenden.anzuerkennen.deln, 
. B.elastungen nicht feststellen kanIi, wenD. man nur die Y,erkehrsleistungen he" 

ttachtet, die unter Einnahmesch111älerung oder ,ohne Kostendeckung durchgeführt 
werden müssen, die Gewinngeschäfte, die nach G. im Güterv!erkehr im ,allgemei" 
nen gegeben sind, aber unberücksichtigt läßt. I 

Wdche Po~gerung,en sich aus dieser unterschIedlichen Auffassung lergeben, zeigt 
beisptelhaft die Meinungsverschiedenheit bei. der Wertung der Unterbilanz der 
Nebenbahnen. Nach G. hat mit dtes,erUnterbilanz der Zubringerwert des Neben" 
bahnenvIerkehrs für das Hauptnetz nichts zu tun. Nach meiner Auffassung muß 
aus den obigen Ueberlegungenbei der \'{!,erhmg dieser Unterbilanz H) der 
Zubringerwert berücksichtigt werden. W,enn nach den Ueberlegungen von G. 
das Defizit der Nebenbahnen dadurch beseitigt werden könnte, daß die Eisen" 
bahn die P11eise auf den N(ehenbahnen bis zur Yollkostendeckung ,erhöhen 
"dürfte,15) dann würde nach G. der Zubringerwert irrefevant. Nach meiner 
,Auffassung würde dann aus dem Zubringerwert als Ausgleichspost,en ein echter, 
über der Yollkostendeckung erzielbarer Gewinn. In der Wirtschaft gibt es aber 
keine, Ansprüche auf solche Gewinne. Umstritten kann nur sein, ob -ein Zu,: 
bringerwert vorhanden ist. Ist dies der Fall, so muß er berücksichtigt werden. 

" '. • ' " ß' Ja"., '" , ,,' '1' lie im Sach-
13) DhO Unterschotdung ZWischen zumutbaI'ou und unzllmuLbal'C1,1 0 .sIL';in"en, U)O ( 

vOl\Ständig<Jnausschuß Bini",kdt ho1'rsdll-e, würde sonst jeden Smn' vorllllcz;'n. , . b fr 1 
H) Völjig gleichgültig,' ob ein DCli dor Nebenhahn vOlllwndenes Defizit in der ßelne sp le It, 
und/oder dem Tarifzwang ,&",il>o Urs:lche hat. . ' 
15) Hierbei wird "ul$Q von G. unterstollt, daß es dann kdne Abwal1derung oder koinen Ausfall 
dieses Verkehr& gabe.' .' 
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IV. Zur Sonderstellung der Bundesbahn 
als Güter- und Personenverkehrs unternehmen 

G. beanstandet, daß die Sonderstellung der DB als Güter;: und Personenverkehrs~ 
untcrn~hmen v?,n mir nicht beachtet und damit die ,,'entscheidende gemeinwirt'\ 
schaftliche Last der DB nicht in die Untersuchung einbezogen wurde. Di'es<:\ 
letzte~e Be~lauptung in Y,erbi?dung mit der Aussage von G. von "dem im alb 
gememen Immer noch Ge'-'Yll1n abwerfenden Güterv,erkd1l''' steht in <einem 
:\~iders.prtlc~ zu (.~en bisherigen Verlautbarungen der Bundesbahn. 16) Ich habQ 
mIch hIcr l1lcht mIt dcr Höhc der einzelnen gemcinwirtschaftlichen Belastungen, 

,zu befassen. Zum Thema steht das Pwblem als solchles. 

Die Kritik, von G. veran.~aßt mich hier, meine Auffassung zu der Sonderstellung 
der Btlndes~ahn a~? Guter;: u n cl Prel'sonenbeförderungsunternehmen nach­
zuholen. Bel der EIsenbahn licgt bei dieser doppelseitigen Betätigung der Tat~ 
bestand:ler. Verbund produktion in dem Sinne vor, als ein Großteil der Beför­
denl11gseml'lchtung~n und des Personals für beide Funktionen tätig ist. Die 
~l~sdehntl~.g ~eSel11e!l Sektors bleibt damit nicht ohne Einfluß auf die ,Be­
tat:g~l11gsmoghch~.eiten im and~re.n Sektor. Wegen diesIel' gegenseitigen Abhängig­
keIt Ist es s~hon außerst schw~el'lg, wenn nicht vielleicht unmöglich, eine ,exakte 
KostenaufteIlung auf Personen" und Güterverkehr vorzunehmen. Die These von 
der Kosten~!nterdeckung im Personenv,erkehr bzw. die daraus folgende These, 
d~ß der 5:;uterverl~~hr den Persünenverkehr alimentieren müsse, woraus dann 
wleder fu.~ den Gtlterv,~rl~ehrssektor 'Cin Handicap im W,ettbewerb gegenüber 
denandeten Y,erkdll'stragern gefolgert wird, ist schon wegen der Schwierigkeit 
der Kostenaussage problematisch. Im übrigen könnte von einer Alimentierung 
~urc~ den Güterverkehr nur in dem Fall Ca) gesprochen werden, wenn di~ 
spezte~len ~osten de:s P,ersonenverkehrs, d. h. die Kosten, die bei der Aufgabe 
des ,,~l:menherten p'ersonenverkelll's d.ngespart werden könnten, größer wären 
a~s dIe aus dem "Personenverkehr ,erZIelten Einnahmen. Ist dieser Tatbestand 
mcht gegeben, w,t;rde bei .~inem \V,egfall der Einnahmen aus dem "alimenüerten 
~y~onenverkehr ,der Gut,erverkehr mit zusätzlichen Kosten belastet, die bis 
ca 11n vom P,ers«~n.enverkehr mit getr,agen wurden. In diesem Falle eb) würde die 
'Wdtbewerbsposlhon del' Eisenbahn gegenüber den d Y k h tr" 
aus dem T,atbestand ihrer Y,erbundprüduktion nicht ges ahn .~rlent 'erd e rs at?ekrn

t c wac 1 ,son ern ges ar . 
Der Außenstehende der koinen E' 'bI' k' d" b ' 
rechnunO' der Eisenb I h ~ tIm. lh u~. Ie etriebswirtschaftliche Kosten" 
der DB der Fall a) ü({e:\)~~g~b~~ i~r t naher dazu Stellung nehmen, lOb bei 

16) Im Saohv'cl'sUindigcnllUssoe!lUß meldete dip DB BI' 
'.'. .J an c aShl'llgell an: 

1~r Sn!Jvenhonslal'ife im GÜlC'rv,crkchr 
f~.[r BehsLungen aus den NehenbalmclI 
1ur BeiasLungen aus dem SLüokguLv,erkehl' 

für BelasL~~:gen allS der T,XmSp0l'h'eserve 
allS dem Gu~el'verkehr mit Bcrlin 
aus der Montan-Gemeinschaft 

Spe,idl für den PeI1S<OnellV'erkehr: 
au:s den SozialtarlI,m 
uml. a~[s dem Personenverkehr mit der 
sowJettschen BesatzungsZOIHJ . 

bzw. 

b,\\,. 

150 l\lill. 
1(Jü 
124,3 " 
1<16 

67,5 " 
15 
53,8 " 
93,8 " 

187 

17 

DM 
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v. Zu den verkehrspolitischen Konsequenzen 

~m Ausschuß der Y,erkehrsträger konnte eine ,einmütige Auffassung der Y,ev 
kehrsträger darüber 'erzielt werden, daß die gemeinwirtschaftliehe Verkehrs" 
bedienung und in Ihrer Auswirkung die gemeinwirtschaftlichen Belastungen 
ihre Grenze in der Existenzsichenmg der Y crkehrsträger finden müss:en. 17

) 

Die Realisierung dieser FoOl'derung beinhaltet, daß es derartige Belastungen nur 
noch im Rahmen der' vorhandenen Ausgleichsmöglichkeiten geben darf. Ich 
habe daher recht mit meiner Folgerung, daß sich alsdann das Problem der 
'einseitigen, unzllill'utbar'en Belastungen von selbst löst, eben weil :es in diese~' 
Lage keine einseitigen, unzllmlltbaren Belastungen, die die EigenwirtschaftlichkeIt 
der Verkehrsträger gefährden, mehr gibt. 

Meil1ungsvlerschiedenheiten bestehen nun aber darüber, wie diese Existenzsiche" 
rung 'erreicht werden kann. Mdnem Ymschlag, die unzumutbarlen Belastungen 
durch Einschränkung der gemeinwirtschaftlichen Vel'kehrsbedi,enung soweit ab" 
zubauen, daß eben nur noch zUill'utbar:e übrig bleiben, hält G. als möglichen Weg, 
oder zu dem gleichen Ergebnis füHrt, "entgegen, die Bundesbahn "durch aus" 
reichende Verkehrsmengen und "einnahmen" wieder in die Lage zu v,ersetz.en, 
die mit der gemcinwirtschaftlichen Verkehrsbedienung verbundenen Lasten zu 
tragen. l8) 

Hiermit würde die Aufrichtung dnes Schutzwalles, die Abschirmung der Bahn 
vor A1enderungen der W,ettbewerbslage v1erlangt, damit sie durch den Wall kiinst" 
lich in die Lage versetzt würde, weiterhin Aufgaben zu ,erfüllen, die sie natür", 
licherweise wegen der geänderten Wdthewerbslage tCinfach' nicht mehr in dem 
früheren Umfang erfüllen kann. Nach meiner Auffassung wäre damit ldas 
Gegenteil von dem erreicht, was das Ziel der Neuordnung des Y,erkehrs s,ein 
muß dne Gleichgewichtslage im Yerkehr herzustellen, die die Wettbewerbs~ 
vlertilschungen und Yerzerrux:gen der ~olkswirtscha.ftlichen .K,~stenrechnung 
beseitigt und zugleich gewährleIstet, da~~l~~ Verkehrslelstungen 111 Ihrer Gesamt" 
heit mit einem Höchstmaß an Produkhvltat 1erbracht werden. 

Im Grunde handelt ,es sich hier nur um 'eine andere Form der Schadloshaltung 
durch den Staat die aber G. in Uehereinstimmung mit mir ablehnt. Für den 
'Von G ,erwäh'nten:W.eg gilt im übrigen gleichfalls, daß wohl jeder Y,erkehrs> 
träger 'bereit ~vär,e, in j edel' Hinsicht gemein wirtschaftliche Ko?-zessi'Ünel(; :;:u 
mache~, wenn ,er dl}rch "ausrei~hen~e Y,erkehrsmengen 'Und "emnahmen m 
die Lage versetzt würde, die damIt verbundenen Lasten zu tragen. 

Ich halte diesen Weg nicht für gangbar, ,-,~:ei'ler letzlieh zu 'einer Erstarrung im 
Y k I f "l wt"trde Man Inuß nunemmal der Tatsache Rechnung tragen, ,er e 1r u 1ren '. < dIE 'bt 
d {> • I I f" dl'e Bundesbahn die Marktlage im Y,erkehr wan e t. s g,TI 

a ) S1C 1 ,aue 1 ur < k' W' dIll . Z standes 
auf diesem Sektor kein Rückwärtsgehen, eme te er 1ers.~e ung emes u , 
als üb ,es z. B. kein neues Verkehrsmittel Kraftwagen gabe. 

I ,. ", \. .. -chnS5C'stler Vcrkehrsträger vom 17. 9. 195G, S.c,i~e 2. . . 
7) Vergl. ZWl5c,hcnberIcht des, UiSSC" . d ~ Tt 11"'1 daß s,ie hins'iehtlich ,leI' gcmcmWlrt-

18) Wmm G. ,sagt, die Bundesbahn hall)1} WlC <OI'I?e'lllerer(llae~b'c" so" triHt das 'in dem Sinne zu,' da,f,~ 
A I · I fon .o1'un "'pu, 111 " " ß I ' schafLlid[,en BelasLungen usg QIC 15, I.,:b 'I" 'lI I as,t'cIl _ .ihre Ucbernahmo auf uen UlH ge-

J . . ' b' uen IlO 'L"lSC, .e J • I . ,'n '11 
['() Bundesbahn Duoht - WIC ül I l on"en unJ -einnahmen fordert, um' W!C' Cl' I.ll Cl oe 

fordert hat "Vc'nn si() ausr,cliohendo VOr(CtLH·sLlTl 1 • b n ,I" 'IUll'"e11'Zll tra"cn, dann sind das auch Aus-
. -" J '1 l' gesla c ,,[0 e "., '0 • 0 • I I . I Status versetzt zu werucn, .er es 1I . " I', . .', z. Zt. nicht hat, um WlC[ 01' ausg elle I'CIl' ~u 

gl,cichsfordcrungen, denn SiO fordert elwas" (as S!C ' 

können. 
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Statt sich in metaökonomischen Vorstellungen zu verlieren und die gemeinwirt~ 
schaftliehe V,erkehrsbedienung durch die Eisenbahn quasi als eine besondere 
volkswirtschaftliche Tugend dieses V,erkehrsmittels hinzustellen, sollte man ganz 
nüchtern ,erkennen und ,anerkennen,daß die Eisenbahn hier nur das Instrument 
für dnen volkswirtschaftlich erwünschten Verkehrslastenausgleich ist, wobei die 
Lasten nicht die Bahn trägt, sondern ihre mehrbeiasteten Kunden, die sich dem 
wegen fehlender Konkurrenz IÜder mangelnder Markttransparenz nkht entziehen 
können. Ein Instrument hat keipe Tugenden, es ist brauchbar, heschränkt brauch~ 
bar oder unbrauchbar. Mit der Wtandhmg des Yerkehrsangebots ist das Bc~ 
tätigungsfe1d der Eisenbahn 'enger geworden. 19) Es sind Y,erkehrsmengen un~ 
wiederbringlichabgewandert und die PrlCisdiffer,enzi,erungsmöglichkeiten geringer 
geworden. Das Instrument Bundesbahn ist mit den dadurch verringerten Aus~ 
gLeichsmöglichkeiten nur in 'einem geringeren Grad für den Y,erkeh'rslasten" 
ausgleich br,auchbar als früher. I-Iier,aus gilt 'es die Folgerungen zu ziehen. 

Damit ist nichts gege1"1i die Eisenbahn und ih't1e großen Leistungen für idie 
deutsche Volkswirtschaft gesagt. Damit wird nicht die Existenz von gemein~ 
wirtschaftlichen Lasten bestritten. K r i ti s ie r t wird nur ,eine Ein s tell u n g, 
di:e bei' der Bundesbahn von tinvermeidlichen 'einseitigen und unzumutharen 
gemeinwirtschaftlichen Belastungen spricht und diese als ,ein Handicap im \'0ett:< 
bew,erb, als ein U n g l,e ich g ,e wie 11' t gegenüber den anderen Verkehrsträgern 
an ,e r k a n n t wissen möchte und zum Aus g I ,e ich dafür glaubt, vom Staat 
in den vielfältigsten Formen B ,e g ü n s t i gun ge n zur A b s chi r m u n g 
gegenüber den ander,en öffentlichen Y'erkehrsträgern b ,e ans p r u c h 'e n zU 
können. . 

In meiner Abhandlung habe ich mich für eine notwendige Einschränkung der 
gemeinwirtschaftlichen Y,erkehrsbedienung durch die Eisenbahn ausgesprochen, 
weil diese sonst überfordert ist und 'es sonst nie auch nur in ICtwa zu dner 
Gleichgewichtslage im Y'erkehr kommen kann, die das Ziel jeder Verkehrsl" 
neuordnung sein muß. 

D~e von G .. aufgestellte These des "Entweder~Oder" 20) kann akut werden, 
wenn der ."Gemeinsame Markt" dne völlige Umgestaltung der deutschen 
Y,erkehrspolitik notwendig machen sollte. Dann kann die Anpassung an die 
kostenorientierte Tarifpolitik der Nachbarländer zu ,einer Aufgabe der gemein~ 
~irtschaftlichen Tarifpolitikder Bundesbahn führen. Solange dne nat~onale 
Y,erkehrspolitik möglich ist, bleiben meines Erachtens der Bahn so viele interne 
Ausgleichsmöglichkeiten, daß auch mit Belastungen v,erbundene Leistungen ohne 
Gefährdung ihrer. Eigenwirtschaftlichkeit getragen werden können und ohne 
daß ,es deshalb unzumutbare 'einseitigeun'd die Y,erkehrsordnung störende Be:< 
lastungen zu geben braucht. 21) . 

. 19) Ich meine hier natürli·ch nicht künstLiche Eincngun"ell als Folge oiner Verfälschung der volks­
wirtschaItEchen Kostenrechm.l:ng und e,iner dadurch ve~:wrrten Marktlage. D<lJ~ ist eine Frage der 
Ang1cidmng dor Startbedingungen, die hier nicht zur Diskus~ion steht. 
20) Vergl. G., Seite 28 
21) Zum Sch1uß noch oinige Berichtigungen: 
a) Mein<) von G. (s~ehe Seite '28) als unzutreffend hOlleichnete Feststellung, daß der Sachverstiincligcn­

ausschuß 'untorstellt hahe, daß clio gemeinwirtsdlafllichoe y'erlocihrs,oodoicnung im heutigen Um­
fange von der Bahn verlangt werdo, ist zutreffend. Auf SOllo 8, Ahs. 3 des Gutachtens h0ißt es: 
"Df)r Ausschuß hat es nicht für seine Aufgaho gdha1ten, zu der Notwendigkeit einer geme'in­
wirtschaftlichen Vcrkdll'sbeclienung im 'heu~igen Umfango durch eliie Bundes,bahn Slcllung zlI 
nehmen, hat vielmehr unters'Lollt, daß nichts v·erbngt wird." 

! 
,1 
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b) G. kritisiert auf Seile 37 me,ine Feststellung, daß die vom Sachversländ,igenunsschuß ~rIlliUdtl'lI 
,ycmeinwirtschaftlichell Belastull<Yen im oinzdncn llIicht addvLions,fähi<Y soiDn. Ich darf luOJ'zu fest-
e, b D. S 1 t" d' ;teHen, daß 'ÜS oowohl di,c. AuHas'su!lg des· ,engel1cn als ,mdh des crWüI,torlen <!c lvors .. an Igcn-
ull'sschuss·cs ist, daß di'e nur der Größ(;Ilonlnllng nach feslSlLellbaren Einzelbelastungen nIcht olme 
weiteres addiert werJen können (Seitr~ 13 des Gutachtens.). Das Gutachten hat desh<!lb vo.n der 

. Bilclung einer Gesamtbdastung <1U~ der SUIllIue der Ei!lzclbclastungen ahgc&ehen und dw ah­
weichende Erklärung der Dundes.JJahn an andel'er Stolle' wiedergegehen (S()i~: 25 lIeS Gul.a~htCl,IS). 
Es hat f.erner von rIer Billlun"eilwr GcsatrJLI:UIllmeab~t''hcn müss·en, wClI es weder dI() Jo.nt­
lastungcI'J der Bundeshahn, n06h tlio Bühs'lun,l)1on der anderen Verkehrs'träger untersucht hat. 
iVlninü Ausführungen zu dlies·em Punkt 'halten s.idh ,exakt an das Gutachten. 

e) Meine F,oststellung, die Vorteilo der Binnenis,chiJ'J'ahrt aus rIor Glo;,cht.al'iüeruIlg im llaum S?-LeIl 
nur gering, weil die Il.egeltal,ifc und llic allgcmeume'll Ausnahmelarif.e, aur die sich di'o Glelch­
:tariJ'ioerung praktüsch beschränkt, .im vV.eÜbewerb zur BinnelllSlChiHahrt oine unl.ergoordnc~(} Rollo 
spielton, bozeiclmet G .. als unr~chtig. 
Mit den Hcgeltari.Cen vergleichbar sind moillies El'achtcn.s, aher nur solche Ausnalllllelal1i.fe mi.t 
regelmäßiger TarifbiLdung, dio für alle Entfernun<Ycn "'lciclllnär~i,O'e prozentuale Ermiißigungen 
von den hetrcifenden HegeUrachten gewähren: Di,e,~o hal}cn nach SDchulz-Kiesow (s. Heft B;H153 
dieser Zeitschrift, Seile 15G) am Gesmnt:au-Ikommcn aller allO'eme,incn Ausnahmetarife aber 
nu: einen g~ringen Anteil von 3,3 0/0 der tkm, 5,2 0/0 der Erlös," ~ttld G % der t. Für diiC Bege~­
larlfQ ~Ild dleso Au~na1l1~eLari.rÜ', <Ire ich nur geml1;llll hahe, triHt mDine Behauptung voll zu. Dw 
Pdernlk von G. trd'ft 'ms Le·ero. G. unterscheidet lliicht !lach (!Dn Tarifbildungsgrundsätzen, 
sondern nach dem. Geltungsbci'ci,ch. Dio Ül sleinc BC'I'cc1111un" üinhczon-enml Ausnahmetarife für 
Kohlü1 Erz, DaustoHe usw. werd,en alnw}ichend von den Hegel'farifen ge'Lildet. Ein Bcispiel: 
Vo~ Standpu~lkt des vVcttbe,~cl'bs dcl' DiuItoell,s,chiHa'hrt i~t der AT G B 1 kein mit den Il.egcl­
ta~?f·?n verg1ct:hbarorallgernewcl' Ausnahmetarif, weil ·cr kain[) gle.>chlllUßigen prozclllllalcIl Er­
ma!Jlpungen fu~ alk Entfcr~ungs'S,tufen ß'0währt, sondern in den vVeUbewÜ'rbszoncn zur ßinllcn­
schl.f~ahrt A:bwcLChung.en zu thren UngulI&tcn aus,wclis,t und welil er .eben nicht ~n allen Verkchrs­
rclahonen, III denen Kohle versandt winJ, angewandt ,,'ird, z, D. nicht .im Ablauf von vVass'el'­
umschlagplätwn. 




